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Atomstrom

Dokumentation

verzicht auf Atomstrom ist wirtschafilich vertretbar
Auszüge aus Gutachten des RWI und des öko-lnstituts

?i:ll"lli:_.I-.Yg_"lläJi:ch.e tnstitut fü.r wirtschaftsforschuns (RWt) in Es_sen und das Freib.urg-er Öko-lnstitut sind vom Bundeimi"idiäl'itii wirisctraitgebeten worden, die Auswirkungen eines verzicht auf Atomenerqie zu studie-ren. lm August haben sie ihre Ergebnisse vorqeleqt. Fazit: DeiÄusstieo aus
der Atomene.rgie ist kurz- und mittettristig m-ogtiöh uno uJn oär votkswirt-
schaft zu verkraften. Zu einer Anderung de-r Ene-rgiepolitit< *äraän diese stu_dien indes kaum führen, wie die Deba-iten in Bo-nn'uno oeiinzwisctren oö-kanntg-ewordene Energiebericht der Bundesregierung aäütricn äir.ennen tas-sen. wir veröffentlichen nachfolgend Auszügä aus d'en zuiämmengefaßten
studienergebnislen sowie teitwöise eine Söilungnähmä uön 

"Bundeswirt-

schaftsminister Banoemann zu den Gutachten, diJdieser am 10. septämoer1 986 veröffentlichen'iieß

RWI-Gutachten
Ausgehend von einem Referenz- Die dem Relerenzszenario zuqrunde-

szenario, in dem die energie- und ge- liegende Entwicklung des stiomver-
samtwirtschaftliche Entwicklung unter bräuchs bis zum Jahre 2000 wurde un-
status-quo-Bedingungen, d. h.-vor al- ter Verwendung der von prognos in ei-
lem unter der Annahme einer weiteren ner sensitivitätsanalyse gätroffenen
Nutzung der Kernenergie ermltlelt wird, Annahmen über die 

'Energ"iepreisent-

sollte in zwei Szenarren (Alternativ- wicklung bestimmt. Da die"Ergebnisse
szenario l: ,,Sofortiger Verzicht" und Al- dieser Rechnunqen im wesöntlichen
ternativszenario ll: ,,Langfristiger Ver- den schätzungen-von prognosentspre-
zicht") versucht werden, die Auswirkun- chen, wurden"oie uorigen" energiewirt-
gen eines solchen Verzichts auf die wirt- schaftlichen Vorgabenäbenfalls"in An-
schaftliche Entwicklung in der Bundes- lehnung an diesö studie festgelegt und
republik Deutschland abzuschätzen. - wie äer stromverbrarch - bis zum
. lm Mittelpunkt der studie sollten unter Jahre 20'l 0 fortgeschrieben. Diese Eck-
kurz- und lqlofristigem Asgek! werte der enörgie- und gesamtwirt-- die elektrizitätswirtschaftlichen schaftlichen En"twicklunq markreren
Folgen, al lerdings nur eine Untörgrenze des- die ökologischen Konsequenzen möglich-en künftigen wacistumspfa-
und des. Folgende Te-ndenzen sind fesizu-- die gesamtwirtschaftlichen Auswir- stellen: 

-

Kungen - Der Verbrauch von Strom steiqt im
stehen. Untersuchungszeitraum um 125 l / rd.
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Bi l l ig wird das ganze nicht.  Für die er-
ste Projektphase sind Gesamtkosten
zwrschen 40 und 50 Millionen Mark ver-
anschlagt.  Man gehe davon aus, daß
sich die öffentliche Hand auch länoerfri-
stig mit Fördermittetn daran beiäitiqt.
Okonomisch und ökologisch überie-
gene Energieträger hätteh stets weni-
9.er leistungsfähige ersetzt. betont
tlayernwerk-Vorstand Holzer in diesem
Zusammenhang. Es sei  nie gut gewe-
qel.  i !  der Energieversorgung für die
Zukuntt nur auf ein Pferd zu setzen.
Heute dominiere in seinem Unterneh-
men mit etwa 50 Prozent die K6rnener.
gie, die aus ökologischer und ökonomi-
scher Sicht große Vorteile beschert
habe. Nicht zuletzt die kostengünstige
Kernenergie versetze sein Uiterne"h-
men in die Lage, sich einem proiekt wie
dem hier beschriebenen zuzuwenden,
dessen Technologien vorerst völlig un-
wirtschaftlich seien. Holzer wörilich:
,,Wir stehen keinesweqs heute schon
am Beginn des Solarze'ltalters, wie uns
manche glauben machen möchten.,,

(30 vH) auf 536 Mrd. kWh (TWh) an, in
etwa gleichem Ausmaß die entspre-
chende Erzeugung. Hiervon werden
zwei Dri t tel  durch Kernenerqie und ein
Drittel durch Steinkohle ge--deckt; der
Anstieg von Wasser und Braunkohle
entspricht dem Rückgang bei öl und
Gas.

Die erforderl iche Kraftwerkskaoazrtät
steigt auf 105 Gigawatt  (GW);einem Zu-
wachs an Leistung auf Basis von Kern-
9lg.fgi"  (15 qW) und Steinkohle (1,2
GW) steh_en Stittegungen Uei öl (S,O
GW) und Gas (4 GWlg-egenüber.

Der Einsatz von Bidnnttoffen in den
Kraftwerken erhöht sich um 40 Mill. t auf
174 Mtll. t Steinkohteneinheiten (SKE),
an Kernenergie werden 26 Mill. i SXE
und an Steinkohle 13 Mi l l .  t  SKE mehr
verstromt. Der Einsatz von öl und Gas
wird weiter zurückoedränot.

Entsprechend d'en Ve"rschiebunoen
in der Struktur des Brennstoffeinsaties
sowie den Richtlinien der Großfeue-
rungsanlagen-Verordnung (GFA-VO)
hinsichtlich des Schadstoffausstoßes
bei der Verbrennunq fossi ler Enerore-
träger gehen die Emi6sionen an Schüre-
feldioxyd, Stickoxyd und Staub bis zum
Jahre 1995 kräft ig zurück. Danach
kommt es allerdings infolge des rasche-
ren Anstiegs des Kohleneinsatzes wie-
der zu einer leichten Zunahme.

Kosten der Stromerzeugung
Aus der geschi lderten Entwicklunq

der Stromerzeugung ergrbt s ich hinl
srcht l jch ihrer Kosten folgendes Bi ld:  Die
Brennstoffkosten werdön ebenso wie
die Kapitalkosten bis zum Jahre 1990
relativ moderat steigen. Bis zum Jahre
1995 wird sich dann bei beiden Kosten-
arten der Anstieg vorübergehend er-
neorr.ch. beschleunigen. Die Ursachen
nrenur t tegen einerseits rn den spürba_
ren Verteuerungen der Energieträger
entsprechend den zugrundegelegt=en
Preisannahmen, andererseits- in 

"den

verschärften Umweltschut zauflaoen zur
Entstickung sowie in Ersatzinvästitio-
nen für st i l lgelegte Altanlagen. Bis zum
tnde des Untersuchungszeitraums
flacht dann der Anst ieq bei äen Kaoital-
kosten merklich ab, während die Blenn-
stoffkosten nahezu unvermindert weiter
steigen. Insgesamt liegen die Brenn-
stoffkosten zulelzt mit 18,5 pflkWh um
das Dreieinhalbfache, die Kapitalkosten
mit 9 Pf kWh um mehr als däs Zweiein-
halbfache über den Werten von 19g5.

Dies führt dazu, daß der Strompreis
von rund 16 Pf kwh im Jahre 1995 um
120 vH auf knapp 36 pf kwh im Jahre
2010 ansteigt.  Wird jedoch die im gtei-
cnen zertraum entsprechend den preis_
annahme. n für die übrigen Energieträger
unrersreilte gesamte Verteuerung von
tnergte berucksichtig, so beträgt die
Annebung des (relativen) Strompreises
nur noch 25 vH. Dennoch ist die preis-



Atomstrom
steigerung so deut l ich, daß sich in der
Bundesrepubl ik die Standorlbedinoun-
gen stromintensiver Grundstoffproäuk_
tionen merklich verschlechtern.
Alternativszenario l:
Sofortiger Verzicht

Hier wird unterstel l t ,  daß al le Ende
1985 in Betrieb befindlichen Kernkraft_
werke im Jahre 1986 abgeschaltet wer_
den und weder die bererts fertiqqestell_
ten noch die im Bau bef indl ichöä Anla_
gen die Betr iebserlaubnis erhalten. Der
sofortige Verzicht auf die Nutzuno der
Kernenergie ist  angesichts der teähni_
schen Restriktionen im Kraftwerksoark
und im Vertei lungsnetz nur unter In(auf_
lanme 

- gemessen an bisher ubl ichen
Standards -  erhöhter Risiken für die ie_
derzeitige Versorgungssicherheit reäli_
sierbar. Folgende Entwicklungen las_
sen stcn aulzetoen:

Die mit  dem Verzicht verbundene ab-
rupte Verteuerung des Stroms führt zu
einer Stagnation des Stromverbrauchs,
die erst zu Beginn der 90er Jahre endet.
rm zuge von Anpassungsreaktionen der
Anoteter und Verbraucher gewinnt dann
das Wachstum bis zum Enide des Jahr_
tausends etwas an Fahrt, danach ver_
liert es aufgrund eines schwächeren
wirtschaftlichen produktionsanstieqs
wieder an Tempo. lm Jahre 2010 l ie-gt
der Verbrauch von Strom mit 530 TW"h
nur noch um 6 TWh unter dem Wert des
Referenzszenarios, in den 90er Jahren
beläuft sich der Abstand auf rund 20
TWh.

Durch die Abschaltung der in Betrieb
befindlichen Kernkraftwerke fallen kurz_
fr ist ig 17 GW Leistung aus. Da ein Er-
satz frühestens in den-nächsten fünf bis
sechs Jahren mögl ich ist .  müssen die
verbleibenden Kraftwerke zunächst
deutlich höher beschäftigt werden. Erst
in den 90er Jahren werd-en neue Kraft_
werkskapazitäten, überwiegend auf Ba_
sis von lmportkohle, ans Netz oehen.
_ Der Brennstoffeinsatz liegi gegen
Ende des Betrachtungszeitraumt hit
171 Mi l l .  t  SKE nur  um e  Mi t t .  t  SKE unter
dem des Referenzszenarios. Anstelle
von.Kernenergie tr i t t  vor al lem die Stein-
Konte. deren verstromte Menge mit 1 12
Mil l .  t  SKE etwa doppelt  soioch sein
wird. Unmittelbar nach Abschaltuno der
Kernkraftwerke wie auch rm weliäien
Verlauf bis Mitte der 90er Jahre muß zu_
dem auch der Einsatz von Gas und Ol
kräftig gesteigert werden. zumal Braun_
kohle nur wenig zum Ersatz von Kern_
Kranstrom beitragen kann. Anqesichts
des Uberangebots auf den interiationa_
len Energiemärkten erscheint die Be_
schaffulg der zusätzlichen Mengen an
Kohle, Gas und Ol sowohl kurz- ai-s auch
langfristig relativ problemlos, wobei al_
lqldi.lgs Preisreaktionen infolge der zu_
sätzl ichen Nachf rage nicht auözuschl ie_
rJen stnd.

Da Kernbrennstoffe gegenüber Stein_
kohte, Gas und öt ernebtiön biil igersind,
entstehen bei einem Verzicht äuf ihre
Nutzung deutliche Kostensteigerungen;
se liegen zwischen 2,5 und S pt k-Wn.
uagegen Kommt es bei den Kapital_
kosten infolge der erhöhten Ausnut2uno
der verbleibenden Kraftwerke zu KoI

stensenkungen um bis zu 1,7 pf/kwh.
Für die Berechnung der gesamten Aus-
wtrKungen eines Kernenergieverzichts
auf die Strompreise wurderizudem Ka_
pitalvernichtungskosten unterstellt, die
r iber erhöhte Abschreibungen in die Ko-
stenrechnung eingehen. Insgesamt er-
geoen stcn daher zusätzl iche Anhebun_
gen des Strompreises vor allem im er_
sten Jahrfünft um bis zu 4,1 pflkWh, die
sich im weiteren Verlauf auf 3,1 pf/kwh
verr ingern.

Obwohl der Mehrbedarf an fossilen
Energieträgern überwiegend durch
scnaostottarme, vor allem schwefel_
arme Brennstoffe gedeckt wird. steigen
ore rmtsstonen entsprechend der ver_
anderten Energieträgermix zunächst
stark an: bei Schwefeldioxvd lieqen sie
in der Spitze um 38 vH, b-ei Stiökoxvd
um 41 vH höher als im Referenzfall. Ver_
stärkt greifende Umweltschutzauflagen
führen in den gOerJahren zu merkl ic6en
Reduzierungen der zusätzl ichen Emis-
sronen, zunächst an Schwefeldioxvd.
ppäter auch an Stickoxyden. Gteichwöhi
bewirkt der Verzicht aui Kernenergie er-
hebliche Mehrbelastungen der U'mwelt
über den gesamten Betrachtungszeit-
raum.

Da die Preiselastizität der Strom-
nachfrage im gewerblichen Bereich re_
lativ gering ist. schlagen sich Verteue_
rungen des Stroms unmittelbar in Ko_
stensteigerungen nieder und wirken da_
mit auf Nachfrage und produkt ion zu_
rück. Dieser Wirkungsmechanismus ist
vor allem bei stromintensiven produk_
tionsverfahren ausgeprägt.

Kurz- und langfristige Effekte
Die Abschätzung der kurzfr ist iqen qe-

samtwirtschafflichen Folgen einies öo_
fortigen Verzichts wurddmit Hilfe des
RWI-Konjunkturmodel ls ermit tel t .  über
die beiden folgenden Jahre errechnet
dasJ\4odel l  bei  insgesamt unveränder_
ten Heaktronen der Wirtschaftssubjekte
ein um durchschnit t l ich i  vH-punkt
niedrigeres Wachstum des Bruttoso-
zialprodukts. einen Beschäft iqunos-
rückgang um durchschnitflich töO O"OO
Fersonen, ernen um 0,6 vH-punkte be_
schleunigten Anstieg des preisindexes
des pr ivaten Verbrauchs und eine Zu_
nahme des staat l ichen Finanzierunos-
def iz i ts um 7,5 Mrd. DM. Eine Simu' ia-
tion von nicht auszuschließenden Ver_
haltensänderungen der Wirtschaftssub-
,1ekte zeiqlal le in für den Fal lgeändefter
Konsum-Reakt ionen eine- weitere
Wachstumsverlangsamung um 1,5 vH-
Punkte.

In den Jahren von 1gg7 bis 1990
kommt es gemäß den Berechnunoen
des RWI-Strukturmodells zu einäm
Rückgang der Bauinvestitionen um
durchschnit t l ich 2,5 vH und der Ausrü-
stungsinvest i t ionen um 0,6 vH. Der
reale private Verbrauch wächst deutlich
langsamer als im Refere nzf all. Zw ar be_
sitzen die ..Ausgaben für elektrischen
Strom" im Durchschnit t  al ler Haushalte
nur.geringes Gewicht,  eine kräft igere
Verteuerung von Strom würde denrioch
die Haushalte mit  ger ingerem Einkom-
men empfindl ich tref fen. Nach 1990
weisen die Berechnungen dagegen ver-

gle.ichsweise geringe Auswirkungen
auf.  Die-Verlangsamung des gesaht_
wtrrscnaftttcnen Wachstums beträqt 0.2
vH, der Rückgang der Beschäftiouno
30 000 Personen. Allerdings markiereä
diese Zahlen eher eine Uniergrenze.

Alternativszenario l l :
Langf ristiger Verzicht

Hier wird unterstellt, daß die bereits
fertiggestellten und die im Bau befindli-
chen Kernkraftwerke planmäßio ans
Netz gehen. In Betr ieb bet indl icndfern-
kraftwerke werden nach einer Betriebs-
dauer von 20 Jahren stil lgelegt, Ersatz
auf Basis dieses Energie[rägörs unter_
bleibt. Entsprechend dieseriVorhaben
leigen sich die Auswirkungen erst am
Ende des Betrachtungszei-traums, zu-
dem sind sie tei lweise vernachlässiqbar
gering.
. tm energiewirtschafilichen Sektor
Kommt es erst zur Jahrtausendwende
z^u spürbaren Veränderungen: Der
Stromverbrauch bleibt dann in seinem
Wachstum etwas hinter dem des Refe-
renzszenanos zurück. Anqebotsseit io
erfolgt ein kräftiger Zubau a--n Kapazitä"t
auf Basis von Steinkohle, um die äusfal_
lende Stromerzeugung aus Kernener-
gte zu ersetzen. Der Anteil der Stein_
kohle am gesamten Brennstoffeinsatz
[etlägt dann 65 vH gegenüber 32 vH im
Helerenzszenario.

Da der langfristige Verzicht auf Kern-
energie so definiert ist, daß durch das
Sti l legen dieser Anlagen keine Kapital-
vernichtungskosten entstehen, erqäben
sich Preiswirkungen al lein aus de-r Ver-
änderung der Brennstoff- und Kapital-
kosten. Durch den übergang auf weni_
ger kapitalintensive Kohlenikraftwerke
gleichen sich sinkende Kapitalkosten
und steigende Brennstoffkosien nahezu
aus. Die daraus result ierenden Strom-
preise l iegen bis zum Jahre . l  995 um
rund 0,7 vH, bis zum Jahre 2010 um 3
vH über denen des Referenzszenarios.
Dementsprechend ergeben sich weder
sektoral noch gesamtwirtschafilich nen_
nenswerte Effekte.

Der zusätzlich auftretende Ausstoß
an Schadstoffen ist bis zum Jahre 2000
unbedeutend, danach al lerdings stei-
gen die Belaslungen infolge d-es ver-
mennen t tnsatzes an Steinkohle kräft io
an; im Vergleich zum Referenzszenariö
sind sie bei Schwefeldioxvd und Stick_
oxyd um 70 vH höher.

^ Müschen, Klaus /  Romberg, Er ika,
ilrotr ohneAtom - ein ne[ort Oej
Oko-lnst i tus Freiburg (Brsg.),  266 S.,
u. Ftscner Verlag, Frankfur l  Main,
D M  2 0 , - .

Dieses nach Tschernobvl erschie-
nene Buch ist praktisch diö wohlfeile
Ausgabe der für das Bundeswirt_
schaftministerium erarbeiteten Stu-
die. Die in der vorangegangenen Bü_
cnern . ,Energiewende',  und die
., tnergiewende ist  mögl ich" (al le S.
Fischer Vertag) darqästeiltön Er-
kenntnisse sind hier äuf den neue_
sten Stand gebracht und durch das
özenano lur einen konkreten Aus_
stieg aus der Atomwirtschaft ergänzt.

I
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Gutachten des Öko-lnstituts die Effizienzsteigerung im Umwand-
lungsbereich. Nach Prognos reduzieren
sich die errechneten Strommehrkosten
berei ts um mehr als die Hälf te,  wenn der
Wirkungsgrad von Kraftwerken um 3
Prozentpunkte erhöht, die Kapazitätsre-
serve auf 2O Prozenl gesenkt wird und
der Stromverbrauch z-udem in 30 Jah-
ren um insgesamt 10 Prozent geringer
ansteigt.

Bei den Kostenprojektionen der Kern-
energie werden weder die erhebl ichen
bisherigen Preissteigerungen dieses
Sektord noch mögtiche zu5ätztiche Si-
cherheitsaufwendungen (nach Tscher-
nobyl)  angemessen in Rechnung ge-
stellt. Die Entsorgungskosten werden
unplausibel niedr ig angesetzt.  Externe
Kosten und volkswirtschaftliche Risiken
eines Super-GAU gehen in die Rech-
nung ebenfal ls nicht ein.

Für Kernkraftwerke wird eine durch-
schnit t l iche Nutzungsdauer von 20 bis
25 und sogar 30 Jahren (Prognos) un-
terstel l t ,  obwohl es hierfür keinerlei  oesi-
cherte Basis,  wohl aber erhebl ichelem-
pirisch begründete Zweitel gibt. Es wird
z.T. mit  Entschädigungskosten operiert ,
die im Hinbl ick auf die geforderte Ange-
messenheit  einer etwäigen Entschädi-
gung nach dem Atomgesetz (g 18) als
spekulativ hoch angesehen werden
mussen.

Kostenvorteil durch
Atomstrom nicht zu belegen

Die gesamtwirtschaftlichen Effekte
eines Ausstiegs aus der Kernenergie
werden vor allem unter dem Asoekt
mögl icher Wettbewerbsnachtei le f  ür die
stromintensiven Industr ien des Grund-
stoffsektors diskutiert, wobei sich vorge-
tragene Bedenken nur auf Tei lseg-
mente einzelner Branchen r ichten. Wir
haben zu diesem Thema eine umfas-
sende Analyse u.a. mit  folgenden Er-
gebnissen vorgelegt:

Weder innerhalb der Bundesrepubl ik
noch im internat ionalen Verqleich ist  die
Behauptung eines Kostenvörteils durch
einen hohen Antei l  an Atomstrom emoi-
risch belegt. Unter 22 westlichen Indu-
str ieländern ergibt s lch für 1984 eine
Korrelat ion zwischen der Höhe des
Strompreises und dem Kernenergiean-
tei l  an der Stromversorgung von:
0,1 69 bei Haushalten und
0,041 bei industr iel len Stromverbrau-

cnern.
Es läßt sich also statistisch beim besten
Wil len kein signi f ikanter Zusammen-
hang zwischen hohem Kernenergiean-
tei l .  und niedrigen Strompreisen nach-
wersen.

Positive wirtschaftliche Effekte hätte
es insbesondere, wenn energieinten-
sive Industr ien Strom als Nebenorodukt
von Prozeßwärme oder als überschuß-
produkt der Eigenerzeugung zu ange-
messenen Preisen verkaufen könnten.
Hier ergibt sich ein gesamtwirtschaftlich
vorteilhaftes Substitut zur Kernkraft.

Die Atomindustrie ist kein oositiver
Faktor des Exports. Insgesamt gesehen
ist  ihr Beitrag zur Außenhandelsbi lanz

Der kurzfr ist ige Ausst ieg der Bundes-
republ ik aus der Kernenergie innerhalb
eines Jahres ist  mögl ich, zumal dann,
wenn Anpassungsspielräume im Fal le
etwaiger Engpässe eingeräumt werden.
Das Auftreten derartiger Engpässe wird
auch von der Elektrizitätswirtschaft
nicht def in i t iv behauptet,  gleichwohl
aber für mögl ich gehalten. Hierbei wer-
den Maßstäbe der Reservehaltuno an-
gelegt,  die als überhöht gelten müösen.
Angesichts erheblicher Uberkapazitä-
ten wird sich auch nach Weqfall der
Atomenergie (17,2 MW) immär noch
eine nach bisheriger und internat ionaler
Erfahrung ausreichende Reserve erge-
ben. Probleme der Netzüberlastuno
werden von der VDEW lediql ich oaul
schal als Möglichkeit behauptet, kon-
kret is iert  wird ledigl ich die Mögl ichkeit
evtl. höherer Netzverluste.

Die Probleme des Sofortausstieos lie-
gen - kurzfristig - bei den Schad"stoff-
emissionen von Kraftwerken mit fossi-
len Energieträgern: Während die
Schwefeldioxidemissionen zumindest
gleichbleiben, also nicht im Sinne der
Großfeuerungsanlagenverordnung zu-
rückgehen, dürften sie bei Stickoxiden
(NO*) und Kohlendioxid (COr) kurzfr i -
st ig ansteigen. Hier könnte zwar u.a. ein
Tempol imit  im Straßenverkehr eine
schnel le Ent lastung br ingen. Es bleibt
jedoch ein politisches Abwägungserfor-
dernis zwischen verbleibenden fossi len
Zusatzemissionen und den Risiken,
Emissionen und Abfäl len der Atomener-
gie. lm Jahr 1985 betrugen die radioakt i -
ven Emissionen der Kernkraftwerke rd.
500 TBo.

Höhere Stromkosten
sind zu verkraften

Die errechneten Stromkosten des
kurzfristigen Ausstiegs sind volkswirt-
schaft l ich zu verkraften, zumal dann,
wenn die ungünst igen Annahmen der
vorl iegenden Berechnungen angemes-
sen revidiert  werden. Bei gegebenen
Annahmen steigt der durchschnit t l iche
Strompreis im Prognos-Gutachten im
Sofort-Ausstiegsszenario von unter 1
auf später 3,5 Pf/kwh. Bei den Autoren
Müller/ReißmanniSchaffner l ieqt der
Strompreisanstieg - je nach anginom-
menem Preisniveau - zwischen 2,2
und 5,0 Pf/kwh. Die Mehrkostenbe-
rechnungen anderer Szenarios l iegen
zwischen diesen Werten. Bei angemes-
sen revidierten Annahmen l ieoen die
Strommehrkosten deutlich im 

-unteren

Bereich dieses Spektrums.
Der mittelfristige Ausstieg bis Anfang

der 90er Jahre ist  technisch oroblemlo-
ser und mit  ger ingeren Strommehrko-
sten verbunden. Technische Unsicher-
heiten hinsicht l ich der Netzstruktur und
der Kapazitätsreserve entfallen ange-
sichts ausreichender Anpassungsspiel-
räume.

Auch bei den Umweltbelastunoen er-
gibt s ich eine relat iv unproblemätische
Situat ion :  Die relat iven Mehremissionen
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von SO, und NO" lassen sich außerhalb
des Umwandlungsbereichs kompensie-
ren. Sie nehmen aber in iedem Fal le als
Folge der GFAVO erhebl ich ab. Ungün-
st iger entwickeln sich die Emissionen
von COr, wenn nicht zusätzl iche Maß-
nahmen ergr i f fen werden. Für das Jahr
1995 haben wir exemplar isch Bedin-
gungen konkret is iert ,  die eine insge-
samt günst igere Emissionssi tuat ion er-
geben. Unter der zurückhaltenden An-
nahme eines stagnierenden Stromver-
brauchs als Folge veränderter Tarif-
strukturen, verstärkter Stromangebote
aus industr iel ler und kommunaler
Wärme-Kraft-Kopplung durch verän-
derte Stromeinspeisungstar i fe und ei-
nes erhöhten Einsatzes reoenerativer
Energieträger (Wasser,  Winä) kann ein
Anst ieg der COr-Emissionen verhindert
weroen.

COr-Problem
ZumCOr-Problem und der möglichen

Entlastung durch die Kernenergie ist  zu-
sätzlich festzustellen: Die Atomeneroie
hatte '1984 einen Anteil von rund 4 Pio-
zent am Weltenergieverbrauch - eine
Quanti tät ,  die für das COr-Problem na-
hezu unerhebl ich ist .  Diesem Problem
werden viel  eher die massive Einsoa-
rung von bzw. der intel l igentere Um-
gang mit Energieträgern gerecht.
Hierzu bietet eine Strategie ohne Kern-
energie, die nicht auf die Ausweitung
des Energieangebots ziel t ,  die besse-
ren Mögl ichkeiten. -  Der geringe Antei l
der Kernkraft am weltweiten Eneroie-
verbrauch läßt überdies auch erkenn-en.
daß selbst ein globaler Ausst ieg aus der
Atomenergie keine Preisschube und
Vertei lungskonf l ikte bei den fossi len
Energieträgern wahrscheinl ich macht.

Die Stromkosten sinken laut Proonos
zunächst leicht, um bis zum ..lahr äOOO
auf 3,5 Pf/kwh zu steigen. Die übrigen
Autoren bewegen sich etwa in dieser
Bandbrei te.  Bei angemessen revidier-
ten Annahmen l iegen die Strommehrko-
sten im unteren Bererch des so markier-
ten Spektrums. Unter dieser Prämisse
ist der mittelfristige Ausstieg volkswirt-
schaftlich unproblematisch. Bei Berück-
sicht igung mögl icher Innovat ions- und
Effizienzsteigerungseffekte dürfte er
per saldo im Vergleich positivere wirt-
schaftliche Effekte haben als das Refe-
renzszenario des Atomprogramms.

Mehrkosten für Strom
Die in der Mehrheit  der Studien be-

rechneten Strommehrkosten des kurz-
wie mittelfristigen Ausstiegsszenarios
sind vor al lem aus folgenden Gründen
als überhöht anzusehen:

Der Kostenvergleich der Kernkraft er-
streckt sich nur auf Kohlekraftwerke rei-
ner Kondensationsstromerzeuouno.
Ausgeklammert werden die StroheiÄ-
sparung, die Stromerzeugung aus de-
zentraler Kraft-Wärme-Kopplung oder



Atomstrom

Bundesminister Bangemann zu den Gutachten von RWI und öKO-lnstitut

] DSr Beitrag der Kernenergie mit über 30 To zur deut_
schen Elektrizitätsversorgung ist von Bund, Ländern, Bun_
destag und Bundesrat seit 1974 mit einer beachtiichen
politischen Kraftanstrenggng aller Beteiligten aufgebaut
worden. Wegen des spezifischen Risjkos d'er Kernöchnik
sind diese Entscheidungen in einem pol i t ischen und wirt_
schaftlich einmaligen Abwägungsprözeß vohzogen wor_
den.

Die Nutzung der.Kernenergie hat der Bundesrepubl ik _
!v-te oen ubngen sre nutzenden Industrienationen _ die
Mogtichkeit eröffnet, die begrenzten Reserven der fossilen
Energieträger zu schonen und deren Belastung f ür die üm_
welt zu begrenzen. Diese politik ist ein wicht'iger Beitrag
der lndustrieländer für die Dritte Welt, die bei ihrör Bevölke"_
rungsentwicklung auf die fossi len Energieträger beson_
ders angewiesen ist.
, .  Fü1 die Bundesrepubl ik schaff t  auch die Nutzung der
Kerne-nergie die Voraussetzung, um die Energieversor_
gung f lexiblel  s icherer und vor äl lem unabhängi ler zu ge_
stalten. Der Golfkrieg zeigt. daß das Risiko eiÄei potitiöch
oegrundeten Versorgungsstörung bei Ol für die Welt jeder_
zert  wieder eintreten kann.
.  2.  Wie al le maßgebl ichen energiepol i t ischen Entschei_

oungen, kann die Nutzung der Kernenergie nur im Kon_
sens mit allen politisch velantwortlichen'Kräften und mit
der entsprechenden Zustimmung^ unserer Bevölkerung
verwirkl icht werden. Auf dieser Grundübereinst immunö
beruht die deutsche Stärke in der internationalen nnitimY
Tung in der Energiepol i t ik,  ohne die wir  unsere heut ige
Versorgungssituation nicht erreicht hätten.

3. lch bin gewil l t ,  auch für die Kernenerqie diesen not_
wendigen Konsens wieder anzustreben. F=ür dieses Ziel
benötigt die Bundesregierung ein verläßliches Urteil dar_
uber, welche Vor- und Nachteile mit der Nutzung der Kern_
energie verbunden sind. Für diese ernsthafte piüfung sind
al le zugängl ichen Quel len zu nutzen, nicht nur die Analv_
sen von Befürwortern, sondern auch von Gegnern d6r
Kerne.nergie. Deshalb habe ich den Auftrag niclht nur an
das Rlffl, sondern auch an die öko-lnstitute"vergeben. 

-

4. Die Ergebnisse der Gutachten sind keinb überra_
schung. Das Oko-lnst i tut  versucht die Beurtei lunq der

Gegner der Kernenergie abzustützen. lch sehe mich nach
Auswertung der Gutachten in der Auffassung bestätigt,
daß ein kurzfristiger Verzicht auf Kernenerqie schwerwie_
gende Okologische. energie- und gesam[wirtschafiliche
Forgen natte und daher nicht verantwortbar wäre.

Die Model lrechnungen des RWI zeigen erneut die Aus_
sagegrenzen derartig langfristig angelägter Untersuchun_
g.en, wei I die U nsicherheiten f ü idas gesämtwi rtschafil iche
Wachstum den Energie- und insbesondere StromJer_
brauch und die Preisentwicklung der Konkurrenzenergien
an den Weltenergiemärkten nur sehr vage vorauszusagen
gestatten.
.  Maßgebl ich für die Bewertung wird sein, daß ein nat iona_
ler und vor allem internationale"r Verzicht'auf Xerneneöle
mit einem solchen massiven Einsatz fossiler Energieiä_
ger, insbesondere von Kohle verbunden wäre, Oaß O"ie bis_
herige Pol i t ik der Bundesregierung zur raschen Verminde_
rung der Emissionen an Schwefei, Stickoxiden und Staub
entscheidend konterkariert  würde. lch er innere an die 19g4
und 1985 al les beherrschende Forderunq an die Bundes_
regrerung, mit  al len Mit teln dafür zu sorgen, daß der nach_
folgenden Generation eine bessere Uhwelt überlassen
wrro.

5. Die Entscheidung für oder gegen Kernenergie muß
die internationalen Konsequenzeä e'inbeziehen. D'ie USÄ,
Frankreich, Großbri tannien, Japan, Schwel lenländer in dei
Dritten Welt, aber vor allem der Ostblock haben entschie_
99L 91"_Kqlnenerglg weiter zu nutzen. Die Bundesregie_
rung kann ihren Einf luß auf Anhebung des internat ionajen
Sicherheitsstandards nur nutzen, wen-n sie nicht aus dieser
Technik aussteiot.

Der hohe lniegrationsgrad der deutschen Volkswirt-
scnaft In dte Weltwirtschaft, der große Anteil Beschäftigter
in der E_xportwirtschaft verlangeä, daß sich die Bundeöre_
publ ik Deutschland weiterhin-an dieser technologischen
Entwicklung führend betei l igt .  Die Bundesrepubl ik kann
nicht ihre Kräfte mobi l is ieren, um internat ionalän lrogäm_
men der Hochtechnologie tei lzunehmen und zugleich in
einem Technikbereich wie der Kernenergre, in äem sieeine internationale Spitzenposition hat, beriußt zu verztcn_
I e n .

durch hohe lmporte negat iv.  Eln unbe-
strettoares. in der Bundesrepubl ik je_
doch kaum erschlossenes wirtschafiti_
ches Potential bieten hingegen die tech-
nisch intel l igentere Nutzüng und Erzeu-
gung von Strom. seine Einsbaruno bzw.
Substitution durch effizieniere Erzer-
gungsformen und ökologisch risiko_
arme Energieträger.  In Industr ie,  Kom_
munen, Landwirtschaft und Haushalten
liegt hier ein beträchtliches Innovations_
potential, das auch beschäftigungswirk-
sam genutzt werden könnte.
, .  Da ein Ausst ieg aus der Kernenergie

die Chance eines Innovat ionsschubäs
im Energiebereich mit  posi t iven oe_
samtwirtschaftlichen Effekten bietet.-ist
jede l.angfristige Ausstiegsvariante we-
gen Inres geringeren Anstoßeffektes
gegenüber den kürzerfristigen Varian-
ten im Nachtei l .  Den Risiken der Atom-
energie wird sie ohnehin nicht gerecht.
öowont tm Haushaltsbereich als auch in
der gewerblichen Wirtschaft besteht ein
hohes Stromeinsparpotential. Durch
eine Verbesserung der Haushaltsqe-
räte auf dem heutigen Stand des Wis_
sens und durch eine tei lweise Subst i tu-
tion der elektrischen Wärmeanwenduno
für Warmwasser und elektrisches Hei

zen könnte der Stromverbrauch der
Haushalte um etwa 50 To reduziert wer-
n a n

lm..Bereich der gewerbl ichen Wirt_
scnalr Desteht ein technisches Strom_
ernsparpotential von etwa 50 TWh, wo_
von bis zum Jahr 2005 etwa Oie Halfte
realisiert werden kann. Gegenüber dem
Stromverbrauch dieses Sektors ent-
spr icht dies einer Reduzierunq um
17 %. Aut der Basis neuester vor l ieoen_
der Studien zur Kraft-Wärme-Kopoiuno
und unter Berücksicht igung einei Veri
besserung der stromwirtschaftlichen
Hahmenbedingungen errechnet sich
hier für die Bundesrepubl ik ein wir t_
schaftlich ausschöpfbares potential von
rund 40 000 MW im industr iel len und
kommunalen Bereich.

Bei den regenerativen Energieträ-
gern besteht ein hohes technisches po_
tent ial  zur Stromerzeugung. Hier sind es
vor alem die derzeit igen niedrigen Ein_
spetsebedtngungen. die hohen preise
lur Heservestrombezuq und die gegen_
wärtige Preisgestatturig Oer eV"U," Oie
erne rasche Erschl ießung dieses poten_
t ials verhindern.

Das Institut für ökologische Wirt-
schaftsforschung und das öko-lnstitut

schlagen in e inem Akt ionsplan f lankie_
rende Maßnahmen für  e inen Ausst ieq
aus der Atomenergie vor. Diese MaßI
nahmen s ind nöt ig .  um die durch e inen
kurzfristigen Ausstieg bedingten Mehr_
oerastungen an Schadstoffen (NO".
COr) .aus foss i len Feuerungen zu Kom-
pensreren und d ie Rahmenbedinoun_
gen der Energiewirtschaft so zu geötat_
ten, daß der Weg zu einer ökolögisch
und sozial orientierten Energiöwirt_
schaft frei wird.

Anschriften der gutachtenden
Institute
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